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A. Bau- und Architektenrecht 

 
OLG München: Geschäftsführerhaftung wegen verfrühter 
Anforderung des Sicherheitseinbehalts 
1. § 650m II BGB stellt ein Schutzgesetz iSd § 823 II BGB dar. 
2. Im Falle des Verstoßes gegen § 650m II BGB kann auch das 
Organ einer juristischen Person nach § 823 II BGB persönlich 
haften.  
3. Ein Geschäftsführer handelt fahrlässig, wenn er den Sicher-
heitseinbehalt anfordert, obwohl er bei einer eigenständigen 
Würdigung der vertraglichen Regelungen und gegebenenfalls 
Einholung rechtlichen Rats zu der Erkenntnis gelangt wäre, 
dass die Fälligkeitsvoraussetzungen nicht vorliegen. 
4. Im Falle einer übereinstimmenden Erledigungserklärung in 
der Berufungsinstanz ist nach § 91a ZPO über alle bisher ent-
standenen Kosten des Rechtsstreits einschließlich derjenigen 
der Vorinstanz zu entscheiden. (Leitsätze der Redaktion) 
OLG München, Urt. v. 26.8.2026 – 27 U 3495/25 Bau, BeckRS 
2026, 20441 
 
OLG Naumburg: Verhältnis von Vorauszahlungs- zu Erfül-
lungspflicht 
1. Zwar enthält § 8 I Nr. 2 VOB/B 2016 keine Regelung zur ver-
muteten Mindesthöhe der Vergütung im Falle einer sog. Freien 
Kündigung, die Vermutung des § 648 S. 2 BGB ist aber auch 
im VOB/B-Bauvertrag anwendbar. 
2. Vereinbaren die Vertragsparteien bezüglich der Stellung ei-
ner Vorauszahlungsbürgschaft lediglich deren Merkmale (un-
befristet, unwiderruflich, selbstschuldnerisch, fällig auf erstes 
Anfordern), so geht diese individuelle Vereinbarung den ohne-
hin nur nachrangig vereinbarten Regelungen von § 17 VOB/B 
vor. Zur Erfüllung dieser Pflicht genügt die Übergabe einer 
Bürgschaftsurkunde jedes tauglichen Bürgen. 
3. Leistet der Auftraggeber trotz Fälligkeit und Zahlungsauffor-
derung mit angemessener Fristsetzung eine vereinbarte Vo-
rauszahlung nicht, entfällt der hierdurch begründete Anspruch 
auf Verzugszinsen nicht dadurch, dass der Bauvertrag später 
gekündigt wird, auch wenn grundsätzlich eine Pflicht zur Rück-
zahlung der Vorauszahlung bestünde. 
4. Den Erhalt einer als Einschreiben mit Rückschein versandten 
Bürgschaftsurkunde kann der Adressat nicht einfach bestrei-
ten, wenn der Absender zur Fertigung des Anschreibens und 
Einlegen nebst Bürgschaftsurkunde in den sodann versandten 
Umschlag detailliert vorgetragen hat. Der Adressat muss viel-
mehr darlegen, welches andere Schriftstück er vom Absender 
am betreffenden Tag erhalten haben will. (Leitsatz 4 von der 
Redaktion) 
OLG Naumburg, Urt. v. 21.7.2026 – 2 U 80/25, BeckRS 2026, 
22644 

OLG Naumburg: Wartungs- und Instandhaltungsverträge 
für Biomethangasanlagen als Bauverträge 
1. Ein Wartungs- und Instandhaltungsvertrag für eine Biome-
thangasanlage kann als ein Bauvertrag iSv § 650a II BGB ein-
geordnet werden. 
2. Für die Beurteilung, ob der Bauunternehmer die Dringlich-
keitsvermutung zur Eintragung einer Vormerkung für eine Bau-
handwerkersicherungshypothek durch zögerliches Verhalten 
selbst widerlegt hat, ist nur auf den Zeitraum abzustellen, nach-
dem der Bauunternehmer vom Eigentumserwerb des Bestellers 
am Baugrundstück erfahren hat. (Leitsatz 2 von der Redaktion) 
OLG Naumburg, Urt. v. 19.6.2026 – 12 U 16/26, BeckRS 2026, 
22636 
 

B. Vergaberecht 

 
EuGH: Anhörung vor Aufhebung des Suspensiveffekts –  
I-Sete 
Art. 2 III bis V RL 89/665/EWG des Rates vom 21.12.1989  
zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für 
die Anwendung der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der 
Vergabe öffentlicher Liefer- und Bauaufträge in der durch die RL 
2014/23/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26.2.2014 geänderten Fassung ist im Licht von Art. 47 der 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union dahin auszule-
gen, dass er einer nationalen Regelung entgegensteht, die – im 
Namen einer dem Gemeinwohl dienenden Zielsetzung der Be-
schleunigung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge, 
mit der ein Verlust der Finanzierung aus europäischen Mitteln 
verhindert werden soll – das nationale Gericht verpflichtet, auf 
Antrag des öffentlichen Auftraggebers den automatischen Sus-
pensiveffekt eines Rechtsbehelfs gegen die Zuschlagsentschei-
dung des öffentlichen Auftraggebers vorläufig aufzuheben, ohne 
zuvor den abgelehnten Bieter, der diesen Rechtsbehelf eingelegt 
hat, anzuhören und ohne in der Sache sämtliche betroffenen In-
teressen gegeneinander abwägen zu können. 
EuGH (Zweite Kammer), Urt. v. 17.9.2026 – C-266/25, C-267/25 
– I-Sete (Inovação, Soluções Económicas e Tecnologias Eco- 
lógicas, Lda./EDIA – Empresa de Desenvolvimento e Infrae- 
struturas do Alqueva, S. A.), BeckRS 2026, 22781 
 
OLG Düsseldorf: Unzureichende Gründe für produkt-
scharfe Vergabe – Apple iPads 
1. Dem öffentlichen Auftraggeber steht bei der Entscheidung, 
ob die Vorgabe eines bestimmten Produkts nur eines Herstel-
lers gerechtfertigt ist, grundsätzlich ein Beurteilungsspielraum 
zu, wobei seine Entscheidung nachvollziehbar begründet und 
im Vergabevermerk dokumentiert sein muss. 
2. Der öffentliche Auftraggeber ist aber wegen der mit einer 
produktspezifischen Ausschreibung verbundenen erheblichen 
Einschränkung des Wettbewerbs verpflichtet, sein Leistungs-
bestimmungsrecht mit produktscharfen Vorgaben in seinen 
Ausschreibungen eng und restriktiv auszuüben. 
3. Eine sachliche Rechtfertigung für eine produktscharfe Vor-
gabe des öffentlichen Auftraggebers kann aus technischen 
Gründen ausnahmsweise zu bejahen sein, wenn im Interesse 
der Systemsicherheit und Funktion eine wesentliche Verringe- 
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